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Die gegenwärtigen Trends globaler Treibhausgasemissionen und 
Klimaprojektionen legen schwerwiegende und weitreichende Zu-
kunftsrisiken nahe (Teil I und II, ▶ Kap. 31), die eine nachhaltige 
Entwicklung aller Gesellschaften ernsthaft gefährden. Dabei ver-
stärkt der Klimawandel Risiken wie Erosion, Luft- und Gewäs-
serverschmutzung, Armut und Artensterben. Gleichzeitig sind 
es soziale, politische und ökonomische Prozesse, Verhältnisse 
und Strukturen, die für den Klimawandel und die resultierenden 
gesellschaftlichen Probleme ursächlich sind (Brunnengräber und 
Dietz 2013). Minderungs- und Anpassungsaktivitäten – wenn 
gut geplant und umgesetzt (Checkliste in UBA 2013) – können 
eine nachhaltige Entwicklung fördern und Entwicklungspfade 
eröffnen, die eine „große Transformation“ ermöglichen (IPCC 
2014; ▶ Kap. 31). Hierzu wäre – in Erweiterung und mit fließen-
den Übergängen von inkrementeller Anpassung – eine transfor-
mative Anpassung an den Klimawandel erforderlich. Letztere 
beinhaltet radikale Änderungen, bei denen sich die beeinflussten 
sozialen oder Umweltsysteme hin zu völlig neuen Mustern, Dy-
namiken oder Orten bewegen (Definitionen s. Park et al. 2012; 
Kates et al. 2012; EEA 2013). Das zentrale Ziel inkrementeller 
Anpassung hingegen ist, Wesen und Unversehrtheit eines Sys-
tems oder Prozesses in seinem bisherigen Ansatz zu erhalten 
(Park et al. 2012; Schipper 2007; Kates et al. 2012; Marshall et al. 
2012) und den bestehenden sozialen und kulturellen Ordnungs-
rahmen nicht zu verändern (Pelling 2011). Inkrementelle Anpas-
sung beinhaltet meist eine Verstärkung von Aktionen, die übli-
cherweise ergriffen werden, um Verluste durch Klimavariabilität 
bzw. extreme Wetterereignisse zu mindern oder entsprechende 
Gewinne zu erhöhen, wie bestehende Deiche zu verstärken, 
Frühwarnsysteme zu modifizieren oder die Wasserversorgung 
durch weitere Sparmaßnahmen oder größere Reservoire zu 
verbessern (EEA 2013; vgl. auch ▶ Kap.  32). Dies dürfte eine 
angemessene Antwort auf geringe oder moderate Klimarisiken 
sein. Bei schwerwiegenden und weitreichenden Risiken reicht 
es nicht, neue Lösungen in überholte Strukturen zu integrieren. 
Hier sind zusätzlich vorausschauende, transformative Anpas-
sungsaktivitäten erforderlich (Kates et al. 2012), die zugrunde 
liegende Strukturen und Rahmenbedingungen transformieren 
und mit sozialen Innovationen einhergehen (Beck et al. 2013). 
Letzteres schließt auch einen Wandel von Werten und Normen 
ein. Anpassung sollte deshalb auch als Teil eines übergeordneten 
Transformationsprozesses aufgefasst werden, der gleichermaßen 
sozial-ökologische Ungerechtigkeiten abbaut und Demokratie 
vertieft (Brunnengräber und Dietz 2013).
33.1 Ansätze für eine strategische 
Weiterentwicklung von Anpassung
33.1.1 Inkrementelle und transformative 
Ansätze für Anpassungsmaßnahmen
IPCC (2014) nennt Beispiele für Anpassung, die bereits inkre-
mentelle und transformative Elemente enthalten und in eine 
Weiterentwicklung von Anpassungsstrategien einbezogen werden 
sollten, so etwa Baustandards oder gesetzlich festgelegte Risiko-
gebiete. Aus Vorsorgegründen kommt hier zur technisch-öko-
nomischen Innovation hinzu, dass soziale Praktiken verändert 
werden, die neue Muster, Dynamiken und Verortungen anstoßen. 
Vorschläge zur Anpassung, die in diese Kategorie fallen, sind z. B. 
die Diversifizierung des betrieblichen Produktionsprogramms in 
der Landwirtschaft, eine neue Kultur- und Sortenauswahl oder 
veränderte Anbaugebiete sowie die Nutzung von Grauwasser 
(▶ Kap. 18). Ein Vorschlag für Verhaltensänderungen wäre bei-
spielsweise eine eingeschränkte Wasserentnahme in Zeiten der 
Knappheit. Eine eingeschränkte Bebauung oder gar der komplette 
Siedlungsrückzug aus (Hochwasser-)Risikogebieten, Deichrück-
verlegungen oder auch die Wiederherstellung natürlicher Reten-
tionsräume und die Erhöhung der Infiltrationskapazität – z. B. 
durch Auenrenaturierung oder Änderung der Landnutzung – 
gehören zu den transformativen Anpassungsansätzen, die durch 
Orts- oder Aktivitätsveränderungen gekennzeichnet sind.
Umfassendere transformative Anpassungsansätze sollten 
Veränderungsprozesse einleiten, die auch gleichzeitig bestehende 
soziale Ungerechtigkeiten beseitigen (Pelling 2011). Hier kommt 
eine andere Auffassung des Zieles von nachhaltiger Entwicklung 
zum Ausdruck: Zur Reduktion des ökologischen Fußabdrucks 
kommt die ökologische Gerechtigkeit – meist global und inter-
generational – hinzu, die sich beispielsweise im frei zugänglichen 
Anstieg der Lebensqualität für jeden ausdrückt. Beispielsweise 
zählt IPCC hierzu die Einführung einer medizinischen Grund-
versorgung für alle (IPCC 2014). Damit wird klar, dass die Visio-
nen des Zielzustands und der Entwicklungspfade in diese Zielzu-
stände auch das Ausmaß transformativer Anpassung bestimmen.
Die Umsetzung vorausschauender transformativer Anpas-
sung dürfte nicht einfach sein. Gründe hierfür sind zum einen 
die Unsicherheiten künftiger Klimarisiken, aber auch der Wirk-
spektren von Anpassungsaktivitäten. Zum anderen spielen hohe 
finanzielle und soziale Kosten sowie Pfadabhängigkeiten eine 
Rolle, die dazu beitragen, existierende Gewohnheiten, Systeme 
und Politiken beizubehalten. Erfolgsfaktoren, die in der Weiter-
entwicklung von Anpassungsstrategien genutzt werden sollten, 
sind die Beteiligung von Akteuren, die Sicherung finanzieller 
Ressourcen für den Transformationsprozess sowie das Monito-
ring und die Evaluierung des Fortschritts (EEA 2013). Dass sich 
transformative Maßnahmen rechnen können, zeigt ein aktuell 
diskutiertes Beispiel für eine Deichrückverlegung inklusive der 
Wiederherstellung von Überflutungsflächen aus der Garbe-Nie-
derung in Sachsen-Anhalt nahe der Landesgrenzen zu Nieder-
sachsen und Brandenburg. Die Kosten für die Renaturierung die-
ser Auenlandschaften werden auf 13,7–18 Mio. Euro geschätzt. 
Dem stehen in einem Klimawandelszenario mit verstärkten 
Hochwasserereignissen als Nutzen, der sich hauptsächlich aus 
der Nährstoffretention, dem verbesserten Hochwasserschutz 
und einer hohen Wertschätzung des steigenden Artenreichtums 
ergibt, 29,3–46,5 Mio. Euro gegenüber (Tröltzsch et al. 2012).
33.1.2 Anpassung an den Klimawandel 
durch governance
Neben konkreten Lösungen, etwa in Bereichen wie Regenwas-
serbewirtschaftung, Bauleit- oder Regionalplanung (▶ Kap. 32), 
erfordert die Weiterentwicklung bisheriger Anpassungsstrategien 
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Innovationen sozialen Handelns öffentlicher und privater Ak-
teure, die durch governance gesteuert werden. Die in . Abb. 33.1 
rot markierten Beispiele können transformative Anpassungsak-
tivitäten unterstützen (IPCC 2014, Tabelle SPM.1). Verwaltun-
gen sollten diese Palette nutzen, denn sie haben eine strategische 
Verantwortung für eine Anpassung an den Klimawandel (s. auch 
DSt 2015).
Governance erhöht die Anpassungskapazität und Resilienz 
von Städten und Regionen (. Abb.  33.1; Baasch et al. 2012; 
Fuchs et al. 2011; Vollmer und Birkmann 2012; Birkmann und 
Fleischhauer 2013). Der Weg hin zu resilienten Städten und Re-
gionen kann Innovationen sozialen Handelns fördern und über 
eine Transformation zu einer klimaverträglichen Gesellschaft 
führen (▶ Kap. 31; WGBU 2011). governance muss Wege finden, 
wie diese Innovationen sozialen Handelns aus ihren Nischen 
heraus breitenwirksam werden können. So kann eine koor-
dinierte Zusammenarbeit zwischen öffentlichen und privaten 
Akteuren eine Transformation zu einer nachhaltigen Gesell-
schaftsordnung beschleunigen (WGBU 2011). Kment (2010) 
und Bauriedl et al. (2014) weisen darauf hin, dass in den meis-
ten Fällen noch keine ausreichende handlungsfeldübergreifende 
und querschnittsbezogene Betrachtung erfolgt (▶ Kap. 32). Um 
naturräumliche Zusammenhänge sowie Konflikte und Syner-
gien bei der Weiterentwicklung von Strategien berücksichtigen 
zu können, sollte eine governance der Anpassung an den Klima-
wandel grundsätzlich ebenen-, handlungsfeld- und grenzüber-
greifend wirken (Ritter 2007; Knieling et al. 2011a; Overbeck 
et al. 2008). Deswegen sollten Ziele und Maßnahmen von An-
passungsstrategien mit anderen Strategien verschnitten werden. 
So sind Anpassungsstrategien in Deutschland idealerweise zu 
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 . Abb. 33.1 Instrumente der Klimawandel-governance: Kursiv und rot markierte Maßnahmen dienen transformativen Prozessen
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Verbindliche, formelle Instrumente werden beispielsweise in 
der raumbezogenen Fach- und der räumlichen Gesamtplanung 
eingesetzt (Danielzyk und Knieling 2011). Hier ergibt sich u. a. 
Regelungsbedarf hinsichtlich des sich verändernden Siedlungs-
klimas (▶ Kap. 22) und im Hochwasserschutz (▶ Kap. 16). In Re-
gionalplänen werden z. B. bereits Vorrang- und Vorbehaltsgebiete 
für den vorbeugenden Hochwasserschutz sowie Überschwem-
mungsgebiete festgesetzt (BMVBS 2014; Frommer et al. 2013; 
ARL 2009). Um der den Klimawandelszenarien immanenten 
Unsicherheit Rechnung zu tragen, könnten Vorrang- und Vor-
behaltsgebiete auch flexibel, beispielsweise durch Befristungen 
in Einzelfällen oder „Experimentierklauseln“, festgesetzt werden 
(BMVBS 2014; Frommer et al. 2013). Aber auch für Gebäude 
und andere Infrastrukturen lässt sich, z. B. durch angepasste oder 
neue Baunormen, eine zukunftsfähige Nutzung begünstigen.
Weil die Handlungsspielräume formeller Instrumente be-
grenzt sind (BMVBS 2013; Schlipf et al. 2008), werden informelle 
Instrumente ergänzt. Diese streben Regelungen durch Informa-
tion, Beteiligung und Kooperation an (Bischoff et al. 2007). Sie 
schaffen Problembewusstsein und unterstützen einen Werte-
wandel (Frommer 2009; Greiving 2008). Durch ihren Einsatz 
können demnach neue strategische Ausrichtungen vorbereitet 
werden, die eine Transformation zu einer nachhaltigen Gesell-
schaft (WGBU 2011) ermöglichen. Hierzu könnten Ansätze der 
regionalen governance und des Risikomanagements zu einer risk 
governance zusammengeführt werden (Greiving 2005; Knieling 
et al. 2011b). Diese Zusammenführung impliziert ein Umden-
ken in politischen Prozessen zu lern- und anpassungsfähigen 
governance-Systemen in Politikzyklen (▶ Kap. 32; Horrocks 2005; 
Frommer 2010). Dies schließt die Nutzung von Szenarien (Al-
camo und Henrichs 2009; Albert et al. 2012; Zimmermann et al. 
2013; Hagemeier-Klose et al. 2013), Leitbildern und Roadmaps 
(z. B. Beuckert et al. 2011) sowie eines geeigneten Monitorings 
ein, das eine kontinuierliche Anpassung der Strategien an ver-
änderte Rahmenbedingungen ermöglicht. Ein weiterführender 
Schritt einer Klimaanpassungs-governance wäre, governance-In-
strumente zu entwickeln, die auf verschiedenen Entscheidungs-
ebenen (z. B. EU, Bund, Land, Region, Kommune) Unsicherhei-
ten einbeziehen (multilevel-governance, ▶ Kap. 32).
Als ökonomische Instrumente (Braun und Giraud 2009; 
Soltwedel 2005; Jordan et al. 2007; Zürn 2008) gelten Zielver-
einbarungen, etwa zum Hochwasserrisikomanagement, die auf 
kommunaler Ebene zwischen den Akteuren abgeschlossen wer-
den, als zielführend (Müller 2004; Greiving 2008). Sie basieren 
auf einem Ansatz, der quantifizierte Leistungs- und Wirkungs-
vorgaben mit der Projektförderung verknüpft, sodass Klimafol-
genrisiken in einem bestimmten Umfang in einem festgelegten 
Zeitraum reduziert werden müssen. Im Rahmen der Umsetzung 
entsteht dabei Freiraum, sodass kreative Lösungsansätze zum 
Einsatz kommen können (Knieling et al. 2011b; Greiving 2008).
Die Entwicklung unterstützender Organisationsformen 
kann dazu beitragen, Bevölkerung, Unternehmen und Verbände 
langfristig als „Mit-Gestalter“ in gesellschaftliche Strategie-, Ent-
scheidungs- und Umsetzungsprozesse hin zu einer nachhaltigen 
Gesellschaft einzubinden (Danielzyk und Knieling 2011). Diese 
Organisationsformen unterscheiden sich u. a. in der Trägerschaft, 
der Verankerung auf der politischen Ebene und dem Grad der 
Eigenständigkeit (Corfee-Morlot et al. 2011; Vogel et al. 2007). 
Boundary organizations übernehmen Vermittlungsaufgaben 
zwischen Akteuren aus Wissenschaft, Politik und Verwaltung, 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft und arbeiten als Beratungsein-
richtungen, Netzwerke einzelner Fachleute, Beauftragte oder 
Service-Einrichtungen (Bischoff et al. 2007). Sie sollen Fachwis-
sen und praktische Anwendung integrieren (Corfee-Morlot et al. 
2011) und Plattformen zur Kommunikation und Kooperation 
anbieten, über die andere Instrumente angewendet werden kön-
nen, etwa Szenario- oder Leitbildprozesse (Fröhlich et al. 2014). 
Zu diesem Zweck werden zunehmend Klimadienste und Dienste 
zur Unterstützung einer Klimawandelanpassung aufgebaut (Bun-
desregierung 2015). Weil solche Prozesse Wissen generieren und 
Einstellungen bilden können, um zukunftsfähig im Sinne der 
Nachhaltigkeit zu handeln, ist zu erwarten, dass künftig stärker 
informelle Instrumente zur Weiterentwicklung von Anpassungs-
strategien genutzt werden.
33.1.3 Partizipation
Die aktive Beteiligung unterschiedlicher gesellschaftlicher Grup-
pen bei der Weiterentwicklung von Anpassungsstrategien an den 
Klimawandel ist eine politische Notwendigkeit, um innovative 
und kreative Lösungen zu schaffen, die eine breite Akzeptanz 
finden können (Giddens 2009). Partizipation umfasst ein brei-
tes Spektrum möglicher Einflussnahme auf gesellschaftliche 
Entscheidungsprozesse, das von Stellungnahmen und der Be-
reitstellung von Erfahrungswissen über die Beteiligung an Pla-
nungsprozessen bis hin zum Aushandeln und Entscheiden über 
Ressourcenverteilung reichen kann (▶ Kap.  29; Renn 2012). 
Entscheidend für die Ausgestaltung von Partizipationsverfahren 
ist deren Zielsetzung und die Motivlage für Beteiligung (Walk 
2013). Motive finden sich im individuellen Bedürfnis nach per-
sönlicher Weiterentwicklung, eigenverantwortlichem Handeln 
und an Kompetenzentwicklung zur Teilhabe an – verbesserten 
und demokratischen – Entscheidungs- und Gestaltungsprozes-
sen. Beteiligte wollen ihr Wissen und ihre Erfahrungen sowie 
Interessen und Argumente berücksichtigt sehen. Auch Beteili-
gungsverfahren zur Weiterentwicklung von Anpassungsstrate-
gien an den Klimawandel sollten im Rahmen dieser unterschied-
lichen Zielsetzungen gestaltet werden. Ausschlaggebend für das 
Gelingen von Partizipationsverfahren ist das Vorhandensein von 
echten Entscheidungsspielräumen und von Teilhabeangeboten, 
die von den Beteiligten als „reell“ wahrgenommen werden, sowie 
deren Bereitschaft, ihre Zeit und ihr Wissen einzubringen. Wich-
tig für partizipative oder auch aktionsorientierte Prozesse zur 
Weiterentwicklung von Anpassungsstrategien ist eine gemein-
same Wissensbasis (Hohberg 2014).
Bereits durchgeführte Beteiligungsverfahren zur Anpassung 
an den Klimawandel (Knierim et al. 2013) können Erfolgsfak-
toren offenbaren und lassen sich im Hinblick auf den Moment 
der Partizipation (Situationsanalyse, Planung, Umsetzung, Aus-
wertung) und entsprechend dem Beteiligungsgrad (Information, 
Beratung, gemeinsame Entscheidung über Ziele, über Arbeits-
schritte, über Ressourcenverwendung usw.) differenzieren. Aus-
sagekräftig für die Qualität eines partizipativen Verfahrens ist 
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seine Offenheit, also die erreichte Kohärenz zwischen den Zie-
len und dem Ausmaß, mit dem die Prozessbeteiligten Einfluss 
auf dessen Verlauf und Ergebnis nehmen können (Ison 2010). 
Ausschnitthaft werden hier ein Fall der partizipativen Szenari-
oentwicklung und ein integrativer, informeller regionaler Pla-
nungsprozess vorgestellt.
Zimmermann et al. (2013) zeigen beispielhaft für partizi-
pative Szenarioentwicklungen, wie Vertreter aus Politik, Ver-
waltung, Bevölkerung und Wissenschaft die aufgrund des Kli-
mawandels erwarteten künftigen Landnutzungsänderungen 
abschätzten und darauf aufbauend ein gemeinsames Verständ-
nis einer erwünschten Zukunft entwickelten. Die Auswertung 
zeigt, dass Unterschiede u. a. dadurch bedingt waren, wie inten-
siv sich die Beteiligten mit den Szenarien auseinandersetzten 
und inwieweit sie selbst an der Entwicklung der Zukunftsbilder 
teilgenommen hatten. Dabei war die Wahrnehmung konkreter 
Betroffenheit in einem kleinräumigen Kontext und für die ge-
bietsnahen Teilnehmer leichter als auf regionaler Ebene. Hier 
war es auch schwieriger, alle potenziell Betroffenen in das parti-
zipative Verfahren einzubeziehen, sodass zum Teil allgemeiner 
und abstrakter diskutiert wurde. Weiter weisen die Autoren auf 
die Notwendigkeit hin, ein solches informelles, am Anfang eines 
Planungsprozesses stehendes Instrument an einen politischen 
Entscheidungsprozess zu koppeln, der eine gewisse Verbindlich-
keit für die erzielten Ergebnisse schafft.
Im Großraum Dresden wurde ein „integriertes regionales 
Klimaanpassungsprogramm (IRKARP)“ in einem informellen, 
unter breiter Beteiligung öffentlicher Partner organisierten Pla-
nungsprozess entwickelt (Hutter und Bohnefeld 2013). Aufgrund 
der großen thematischen Breite eines solchen Programms wur-
den mehr als hundert Organisationen aus Wissenschaft, Verwal-
tung und Wirtschaft einbezogen, um deren jeweilige Kompeten-
zen, Kenntnisse und Erfahrungen berücksichtigen zu können. 
Letztendlich beteiligten sich an der Formulierung des IRKARP 
jedoch überwiegend Wissenschaftler und Vertreter aus Behörden 
und Verbänden, während politische und zivilgesellschaftliche 
Akteure sich hier nicht einbrachten. Vor diesem Hintergrund 
stellen die IRKARP-Autoren fest, dass „eine demokratietheo-
retische Einordnung (…) der IRKARP-Formulierung noch zu 
leisten“ und der gemeinsame Arbeitsprozess „vermutlich nicht 
als verhandlungsdemokratisch“ zu bezeichnen ist (Hutter und 
Bohnefeld 2013). Mit Blick auf die hohe Anwendungsrelevanz 
dieses Falls fordern sie daher, dass eine systematische und metho-
dische Herangehensweise an spannungsreiche Anforderungen 
weiterhin als Thema in Forschung und Praxis bearbeitet werden 
sollte. Auch die Fragen, ob und wie an dieser Stelle soziale und 
institutionelle Innovationsprozesse stattfinden, verdienen eine 
ausführliche und kritische Auseinandersetzung.
Es liegen nun vielfältige Erfahrungen mit Beteiligungsverfah-
ren in einem breiten inhaltlichen Feld und in unterschiedlichen 
institutionellen Settings vor, die – und das ist das Neue – systema-
tisch dokumentiert und damit für eine methodische Auswertung 
zugänglich sind. Damit wird das Zusammenwirken von situativen 
Einflussfaktoren einerseits und gezieltem methodischem Design 
andererseits schrittweise besser operationalisierbar und somit die 
Basis gelegt für einen gezielteren und erfolgreichen Einsatz von 
Partizipationsverfahren in der Zukunft (Baasch et al. 2013).
33.1.4 Kommunikation
Grundlegend in der Kommunikation von Themen, die eine 
Handlungskonsequenz erfordern, ist einerseits die Erkenntnis, 
dass eine reine Informationsvermittlung nicht direkt zu der ge-
wünschten Handlung führt. Weder Wissen allein (Hellbrück und 
Kals 2012) noch allgemeine Einstellungen führen zwangsläufig 
zu einem gewünschten spezifischen Verhalten. Beispielsweise 
nutzen Personen mit einem hohen Umweltbewusstsein den öf-
fentlichen Personennahverkehr, fliegen aber trotzdem im Urlaub 
in ferne Länder. Spezifische Einstellungen korrelieren hingegen 
sehr viel mehr mit konkretem Handeln: Wenn nach dem alltäg-
lichen Mobilitätsverhalten und dem Reiseverhalten im Urlaub 
gefragt wird, stimmen Einstellungen und Verhalten gut überein. 
Andererseits ist der Zusammenhang zwischen einer konkreten 
Handlung und einer sich daraus entwickelnden Einstellung sehr 
viel deutlicher als umgekehrt (Schahn und Matthies 2008). For-
schungen zu umweltrelevanten Einstellungen im Klimakontext 
sollten demnach nicht im Allgemeinen verbleiben, sondern nach 
konkreten, spezifischen Handlungskontexten fragen, um eine se-
riöse Grundlage für Kommunikationskonzepte zu erhalten.
Strategische Weiterentwicklungen sollten deshalb von einer 
Kommunikation der Anpassung an den Klimawandel begleitet 
werden, die Aspekte wie Komplexität, Umgang mit Unsicherheit 
und (Nicht-)Wissen zentral berücksichtigt. Klimaprojektionen 
für die Zukunft sind unsicher. Sie sind plausibel, treffen aber nicht 
sicher ein (▶ Kap. 2). Hier entsteht ein Dilemma zwischen einem 
Genauigkeitsanspruch der Wissenschaft und der Forderung nach 
konkreten Daten als Planungsgrundlage vonseiten der Praxis 
(Heidenreich et  al. 2014). Wissenschaftliche Begrifflichkeiten 
hemmen hier die Kommunikation über Anpassung an den Kli-
mawandel. Eine zielgruppenspezifische Übersetzung dieser Wis-
senschaftsbegriffe erleichtert ein Verstehen zwischen den Akteu-
ren der Wissenschaft und der Praxis. Statt von Unsicherheit, das 
als Nichtwissen, Fehlen von Sicherheit vor Gefahren oder Fehlen 
von Selbstsicherheit missverstanden werden kann, empfiehlt es 
sich, von „Bandbreiten“ oder alternativ „Spannweiten“ möglicher 
Entwicklungen zu sprechen. Ebenso kann der Begriff „Risiko“ 
als ein mögliches Ereignis mit geringer Auftretenswahrschein-
lichkeit fehlinterpretiert werden (Grothmann 2014). Die Frage, 
welche Detailgenauigkeit wie und an wen zu vermitteln ist, sollte 
bei der Aufbereitung wissenschaftlicher Ergebnisse am Anfang 
stehen (Heidenreich et al. 2014). Ein gelungenes Beispiel, das ei-
nen gesellschaftlichen Bewusstseins- und Wertewandel im Sinne 
nachhaltiger Entwicklung befördern kann, findet sich im Konzept 
„Bildung für nachhaltige Entwicklung“ (UNESCO 2014).
Komplexe Zusammenhänge sind mit dem klassischen Sen-
der-Empfänger-Paradigma schwer kommunizierbar. Dialog-
orientierte und auf eine gewisse Dauer angelegte Interaktio-
nen (Zwei-Wege Kommunikation) sind in diesem Kontext zu 
bevorzugen (Grothmann 2014). Dies ermöglicht einen wech-
selseitigen Lern- und Entwicklungsprozess der Beteiligten, in 
dem neue Erkenntnisse entstehen und der Transformationen 
begünstigen kann. Wichtig für den Anfang von partizipativen 
oder auch aktionsorientierten Prozessen zur Weiterentwicklung 
von Anpassungsstrategien ist eine gemeinsame Wissensbasis 
(Hohberg 2014).
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Besonders wirkungsvoll sind adressatenspezifische Kommu-
nikationsformate, die einen klaren Lebensweltbezug erkennen 
lassen. Akteursanalysen helfen, alle relevanten Akteure syste-
matisch zu ermitteln und sie anschließend in den Transfer von 
neuen Erkenntnissen und daraus folgenden Strategieentwick-
lungen einzubeziehen (Nutz 2014; Stelljes et al. 2014). Welche 
Kommunikationsinstrumente hier passend sind, hängt entschei-
dend vom Wissensstand und vom Interesse bzw. der Funktion 
des Adressaten ab (z. B. Funktionsträger aus Politik, Wirtschaft 
und Verwaltung, Multiplikatoren aus dem Bildungs- und Me-
dienbereich, soziale Gruppierungen wie Anwohner oder die 
allgemeine Öffentlichkeit). So sind Funktionsträger – wie die 
Erfahrung gezeigt hat – eher an schneller und gezielter Infor-
mation und weniger an langen wissenschaftlichen Texten inte-
ressiert. Ein geeignetes Informationsmedium ist das Internet, 
das präzise und gezielte Ergebnisse und Zusammenhänge bieten 
sollte. Online-Diskurse bieten die Möglichkeit, neue Adressaten 
zu erreichen und eine Beteiligung am Diskurs zu eröffnen. Ins-
besondere für die allgemeine Öffentlichkeit haben Kurzvideos, 
Simulationen oder Karten eine unterstützende und anschauliche 
Wirkung. Da ein Großteil der menschlichen Wahrnehmung und 
Entscheidungsfindung auf Intuitionen und nicht auf rationalem 
Abwägen beruht, bieten die Bildsprache und damit verbundene 
Botschaften ein großes Potenzial, um für ein neues Thema zu 
sensibilisieren. Hier können Formate wie Klimanovellen oder 
Comics neue Vermittlungswege sein (Hohberg 2014; Körner und 
Lieberum 2014). Auch im Bildungsbereich finden interaktive 
Konzepte deutliches Interesse (Foos et al. 2014).
Anpassung an den Klimawandel sollte künftig erstens mög-
lichst mit Klimaschutz zusammen kommuniziert werden. Kli-
maschutz hat sich als Thema gut etabliert, das Thema Anpas-
sung an den Klimawandel weitestgehend (noch) nicht (Körner 
und Lieberum 2014). Das gilt auch für den Bildungsbereich, 
in dem allerdings ein deutliches Interesse vorhanden ist (Katz 
und Molitor 2014a). Erfahrungsgemäß kann das Thema Klima-
schutz die Kommunikation über Anpassungsfähigkeit erfolg-
reich einleiten (Katz und Molitor 2014b). Zweitens kann eine 
Kommunikation der Anpassung an den Klimawandel Gehör 
finden, wenn die Kommunikation an aktuelle gesellschaftliche 
Themen anknüpft, z. B. an Innovation, Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit, Standortsicherung, demografischen Wandel 
und im Bildungskontext an Themen wie Gesundheit, Ernäh-
rung, Biodiversität, Kultur und urban gardening (Foos et al. 
2014). Klimabildungsgärten – nah am urban gardening – sind 
ein Beispiel für nachhaltige Entwicklung aus dem Bildungsbe-
reich. Drittens sollten zur Kommunikation „Aufmerksamkeits-
fenster“ – wie ein aktuelles Starkregenereignis – genutzt werden, 
weil zu diesem Zeitpunkt die erfahrbare Betroffenheit und der 
Handlungsdruck bei Akteuren extrem hoch sind. Dabei sollte 
kein kausaler Zusammenhang zwischen dem Einzelereignis und 
der Klimaänderung postuliert werden. Oft werden häufigere 
und heftigere Extremereignisse nicht als Auswirkungen des 
Klimawandels wahrgenommen (Schuck-Zöller et al. 2014). In 
diesem Fall ist es – viertens – sinnvoll, bestehende Instrumente 
wie Katastrophenschutzpläne zu nutzen, um Erkenntnisse aus 
der Forschung zur Anpassung an den Klimawandel dort zu in-
tegrieren (▶ Kap. 32).
33.2 Anpassung als soziokultureller Wandel
» „Es ist absehbar, dass sich aus naturwissenschaftlichen 
Forschungsergebnissen allein keine Handlungsstrategien 
ableiten lassen, wie dem Klimawandel zu begegnen ist. Wie 
Menschen diesen wahrnehmen, welche Folgen er für sie hat 
und ob und in welcher Weise sie bereit sind, entsprechende 
Strategien tatsächlich umzusetzen, hängt stark vom jeweili-
gen sozialen und kulturellen Umfeld ab“ (BMBF 2009).
Der Einfluss, den historische Ereignisse, kulturelle Traditionen, 
Werte und lokale Wissensmuster auf die Akzeptanz und Um-
setzung von Anpassungsmaßnahmen haben, ist bisher bei der 
Formulierung von Anpassungsstrategien weitestgehend unbe-
rücksichtigt geblieben.
Die Ergebnisse der Forschungsprojekte RADOST, PRO-
GRESS und ANiK, deren Untersuchungsgebiete sich in Ge-
fährdungs- und Attraktivitätspotenzial ähneln (CSC 2013), 
unterstreichen die Bedeutung der geistes- und sozialwissen-
schaftlichen Ergebnisse für die künftige Anpassungsforschung 
sowie Weiterentwicklung von Anpassungsstrategien. Dies ge-
schieht insbesondere vor dem Hintergrund, dass „Kommunen 
zu den zentralen Akteuren der Anpassung an den Klimawandel 
gehören. (…) Viele Maßnahmen zur Anpassung müssen mit und 
in den Kommunen entwickelt und umgesetzt werden“ (Bundes-
regierung 2011; ▶ Kap. 32). In Kommunen würden daher Anpas-
sungsmaßnahmen eher akzeptiert, wenn die kulturellen Traditi-
onen und Wertvorstellungen ihrer Einwohner, ihre kommunalen 
Identitäten und lokalen geschichtlichen Entwicklungen in den 
technisch-planerischen und partizipativen Anpassungsprozessen 
berücksichtigt werden. Nur so können sich die Akteure breit mit 
solchen Maßnahmen identifizieren und sie auch umsetzen.
Lokale historische Ereignisse und Entwicklungslinien, je-
doch auch die ehemalige politische Zugehörigkeit der Gemein-
den zur Bundesrepublik oder DDR drücken sich oft in einem 
unterschiedlichen Verständnis von ökologischen und soziokul-
turellen Zusammenhängen und damit einem unterschiedlichen 
Umweltverständnis aus (Martinez et al. 2014a). In der Gemeinde 
Timmendorfer Strand in Schleswig-Holstein z. B. deckten sich 
die Interessen des Küstenschutzes und der Anpassung an den Kli-
mawandel mit den Wünschen für die touristische Entwicklung. 
Erklären ließ sich dies mithilfe eines Rückblicks auf die sozio-
ökonomische Entwicklung anlässlich einer Jahrtausendsturmflut. 
Die Sturmflut von 1872 und die danach beginnende touristische 
Entwicklung können als Gründungsmythos einer Gemeinde 
verstanden werden, die aus dem Nichts zu einem angesehenen 
Kur- und Badeort avancierte. Als Motor dieser Entwicklung war 
der Tourismus somit seit Anbeginn identitätsstiftend für die Ge-
meinde. Neben den akkumulierten materiellen Werten hat dies 
auch die immateriellen Werthaltungen wie unternehmerisches 
Denken, Investitionen in Kultur und Infrastruktur in der Ge-
meinde geprägt. So wurde ein Anpassungskonzept umgesetzt, 
das neben dem Küstenschutz auch aktiv dem Tourismus dient. 
Ausschlaggebend waren dabei die gute finanzielle Stellung der 
Gemeinde – und die damit vorhandene hohe Anpassungskapa-
zität – sowie der partizipative Planungsprozess. In der Gemeinde 
Ummanz in Mecklenburg-Vorpommern hingegen wurde das 
Kapitel 33 • Optionen zur Weiterentwicklung von Anpassungsstrategien340
Küstenschutz- und Anpassungskonzept des Landes als Eingriff 
in die hart erarbeitete Identität und immateriellen Werte ver-
standen. Denn dort sollten viele küstennahe Flächen, die durch 
Entwässerung erst bewirtschaftbar geworden waren, nun durch 
das Anpassungskonzept „geopfert“ werden, das u. a. eine Wie-
dervernässung nicht besiedelter Fläche vorsieht. Im Unterschied 
zur Gemeinde Timmendorfer Strand kann sich Ummanz die 
teurere Wunschoption einer Anpassungsmaßnahme in Form 
einer die gesamte Insel umfassenden Schutzanlage nicht leisten. 
Obgleich die Gemeinde sich selbst um eine Alternativlösung 
bemühte, führte dieses partizipative Herangehen nicht zum Er-
folg. Die Skepsis gegenüber behördlichen Planungen scheint in 
Ummanz besonders groß zu sein und ist deutlich geprägt von 
den örtlichen Erfahrungen aus dem Übergang in ein neues poli-
tisch-ökonomisches System nach 1990. Daher ist die Vertrauens-
bildung schwierig, und Anpassungsmaßnahmen müssen unter 
Berücksichtigung der Wertvorstellungen der Akteure detailliert 
erörtert werden (Martinez et al. 2014b).
In Rostock und Lübeck führten differierende städtebauliche 
Entwicklungen und historische Erfahrungen im Umgang mit 
Sturmfluten zu unterschiedlichen Vulnerabilitätswahrnehmun-
gen und Resilienzbildungen. Insbesondere sozioökonomische 
Pfadabhängigkeiten – wie im Fall Rostocks, einer vergleichs-
weise einkommensschwachen Region – prägen die unterschied-
lichen Vorstellungen davon, was als Anpassung machbar und als 
Hochwasserschutz nötig ist. In den Diskursen in Lübeck wird 
beispielsweise häufig an frühere Sturmfluten erinnert, denen 
man langjährig und erfolgreich trotzen konnte, während man in 
Rostock mit dem Klimawandel die große Hoffnung verbindet, 
dass durch wärmere Sommer der Tourismus boomen wird und 
die Stadt dadurch wirtschaftliche Probleme überwinden kann 
(Heimann und Christmann 2013). Die Motivation zur Anpas-
sung in Lübeck rührt insbesondere aus dem historischen Erbe 
der Hansestadt her, während in Rostock die Hoffnung auf einen 
Zugewinn in der Tourismusbranche den Diskurs über Anpas-
sungsmaßnahmen treibt.
Im deutschsprachigen Alpenraum hingegen drückt das Na-
turgefahrenverständnis und -management der lokalen Akteure 
ein historisch gewachsenes Vertrauen in ein staatlich-professi-
onell organisiertes Naturgefahrenmanagement aus. Lokale Ak-
teure sehen daher eigenverantwortliches Agieren oft als weniger 
notwendig an (Kruse und Wesely 2013). Insofern müssten hier 
Anpassungsmaßnahmen besonders von staatlicher Seite koor-
diniert und kommuniziert werden, da dies besser mit den Wert-
vorstellungen der lokalen Akteure korrespondiert. Strategisch 
sollten hier kommunale Eigenverantwortung und Risikokultur 
vor dem Hintergrund der zunehmenden eigenen Betroffenheit 
gefördert werden.
Anpassungsstrategien und -maßnahmen sollten, wie vorste-
hende Beispiele zeigen, stets aus den jeweiligen Entwicklungs-
traditionen heraus mit Bezug auf geschichtliche Kontexte sowie 
lokale Interessen, Werte und Haltungen entwickelt werden. 
Diese lokalen Gegebenheiten prägen die Identität von Kommu-
nen und Städten und damit auch ihre Fähigkeit zu bestimm-
ten Lösungen entscheidend mit. Werte befinden sich in einem 
ständigen co-evolutionären Prozess mit der sozioökonomischen 
Entwicklung von Kommunen, auf den wiederum das politische 
Umfeld rahmengebend wirkt. In strategischen Weiterentwick-
lungen können deshalb Anpassungsbeispiele eher dort erfolg-
reich übertragen werden, wo sich die betroffenen Kommunen 
und Städte auch in Werthaltungen und Mentalitäten ähnlich 
sind (Martinez et al. 2014b).
33.3 Kurz gesagt
Anpassung an den Klimawandel kann zur nachhaltigen Entwick-
lung beitragen, insbesondere wenn sie mit sozialen Innovationen 
einhergeht. Erste Beispiele – wie etwa Nutzungsbeschränkungen 
durch gesetzliche Festlegungen – werden bereits diskutiert und 
sollten verstärkt in strategische Weiterentwicklungen einfließen. 
Diese transformativen Ansätze zur Anpassung an den Klima-
wandel schließen oftmals Verhaltensänderungen ein, die im 
Angesicht möglicher schwerwiegender klimawandelinduzierter 
Risiken für Umwelt und Gesellschaft erforderlich werden. Die 
Steuerung mithilfe von Rechts-, ökonomischen und zunehmend 
auch informellen Instrumenten wie Information und Partizipa-
tion tragen entscheidend zur Weiterentwicklung von Anpassung 
an den Klimawandel bei. Diese Instrumente helfen, Problembe-
wusstsein zu schaffen, bringen kreative Lösungen hervor und 
können einen Wertewandel unterstützen. Dies setzt voraus, 
dass sich die Kommunikation auf konkrete Handlungskontexte 
bezieht, einen Lebensweltbezug hat, dialogorientiert und auf 
Dauer angelegt ist sowie in Beteiligungsverfahren echte Entschei-
dungsspielräume für die Beteiligten vorhanden sind und als „re-
ell“ wahrgenommen werden. Anpassungsmaßnahmen werden 
nur erfolgreich umgesetzt, wenn historische Ereignisse, kultu-
relle Traditionen, vorhandene Werte und lokales Wissen in die 
Transformationsprozesse einbezogen werden. Hilfreich ist, wenn 
unterstützende Organisationen Akteure und deren Netzwerke 
langfristig als Mitgestalter in strategische Weiterentwicklungen 
einbinden. Grundsätzlich sollte governance ebenen-, handlungs-
feld- und grenzübergreifend angelegt werden.
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